
Antrag Nr. 25-F-63-0007
Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke und Volt

Betreff:

Rechtsschutz für Ortsbeiratsmitglieder sicherstellen
- Antrag der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke und Volt vom 29.01.2025 -  

Antragstext:

Damit sie in der Ausübung ihres Mandats nicht durch juristische Vorgänge (z.B. 
Unterlassungsklagen) eingeschüchtert und eingeschränkt werden, ist es von grundlegender 
Bedeutung für ihre politische Arbeit, dass sie Rechtsbeistand für Tätigkeiten im Rahmen ihrer 
Mandatsausübung erhalten. Für die Stadtverordneten gilt dies seit etwa zwei Jahren (s. Beschluss 
Nr. 0520 der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.20221). Diese Regelung soll für Mitglieder 
der Ortsbeiräte übernommen werden.

Der Ältestenrat wolle beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

Der Magistrat möge: 
1. Ein Konzept für eine Sicherstellung des Rechtsschutzes für Ortsbeiratsmitglieder, welches 

sich am Beschluss 0520 der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2022 orientiert, 
vorzulegen und die möglichen Mehrkosten darzustellen. 

2. Das Konzept soll dem Ältestenrat und der Stadtverordnetenversammlung zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden. 

Wiesbaden, 29.01.2025

Gesine Bonnet/Prof. Dr. Johannes
Luderschmidt

Felix Kisseler

Fraktionsvorsitzende, B90/Grüne Fraktionsgeschäftsführer, B90/Grüne

Silas Gottwald Silas Gottwald
Fraktionsvorsitzender, SPD Fraktionsgeschäftsführer, SPD

Ingo von Seemen Pascal Wolf
Fraktionsvorsitzender, Fraktion Die Linke Fraktionsreferent, Fraktion Die Linke

Janine Vinha Sascha Kolhey
Fraktionsvorsitzende, Volt Fraktionsgeschäftsführer, Volt
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